b-Samm 


für die 


Ko niglichen Preußiſchen Staaten. 


ng 


SCH 

Das Alter der Großjährigkeit beginnt im ganzen Bereiche dieſes Ber 
it dem vollendeten ein und zwänzigſten lee 

f | | F. 5 = = 
Dieſes Geſet tritt am 1. Juli 1870. in Kraft. . 


Allrrkundlich unter Unſerer Höchſteigenhän her e und erden 
Königlichen Inſiegel. f 2 . 


e Seh den 9. Dezember 1869. 
0. S) Wilhelm. 


v. Roon. Gr. v. Ibenplit. v. Mühler. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Camphauſen. 
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(Nr. 7549.) Allerhöchſter Erlaß vom 27. September 1869., betreffend die Organiſation der 


Bauverwaltung in der Provinz Hannover. 


Auf Ihren Bericht vom 31. Auguſt d. J. erkläre Ich Mich damit einver⸗ 
ſtanden, daß die Bauverwaltung in der Provinz Hannover nach den durch den 
Allerhöchſten Erlaß vom 7. Januar 1852. für die älteren Provinzen feſtgeſtellten 
Grundſätzen neu organiſirt werde. Demgemäß find 


1) an Stelle der beſtehenden Wegebau, Landbau⸗ und Waſſerbau⸗Inſpektionen 


Baukreiſe abzugrenzen, in welchen die ſämmtlichen Chauſſee⸗, Land⸗ und 
Waſſerbaugeſchäfte in der Regel- von denſelben Kreisbaubeamten zu ver⸗ 
richten ſind, mit Ausnahme der auch ferner ausſchließlich von Landbau⸗ 
beamten zu beſorgenden Landbaugeſchäfte in mehreren größeren Städten, 
ſowie der ausſchließlich von Waſſerbaubeamten zu beſorgenden Baugeſchäfte 
an den größeren ſchiffbaren Strömen und an den Häfen und geeigneten 


Falls für die Waſſerbauten im Reſſort der landwirthſchaftlichen Verwaltung. 


Die von der Verwaltung der Kloſtergüter reſſortirenden Bau⸗ 
ſachen ſollen jedoch nicht dem Geſchäftsbereiche der Kreisbaubeamten zu⸗ 
fallen, ſondern ein aus dem Kloſterfonds zu beſoldender beſonderer Lokal⸗ 
Baubeamter für dieſelben angeſtellt werden. 5 


2) Für die techniſche Bearbeitung der Bauſachen in der mittleren Inſtanz, 


=) 


— 


die Feſtſtellung der Bauprojekte, Vorreviſion der Anſchläge ꝛc. — ſoweit 
dieſe Geſchäfte nicht für die Bauſachen beſtimmter Reſſorts von den bei 
einzelnen Provinzialbehörden, wie der Finanzdirektion, dem Konſiſtorium 
und der Kloſterkammer in Hannover angeſtellten, beziehungsweiſe kom⸗ 


miſſariſch zu beſchäftigenden Bauräthen zu beſorgen ſind — werden bei 


den Landdroſteien in Stelle der bisherigen bautechniſchen Referenten 
(Wegebaumeiſter, Waſſerbaudirektoren ꝛc.) Regierungs⸗Bauräthe be⸗ 
ziehungsweiſe Ober⸗Bauinſpektoren angeſtellt. Dieſelben haben in dem 
dem Reſſort der Landdroſteien zugehörigen Wirkungskreiſe im Allgemeinen 
die Funktionen auszuüben, welche den Bauräthen der Regierungen nach 
F. 48. der Inſtruktion zur Geſchäftsführung der Regierungen in den König⸗ 
lich Preußiſchen Staaten vom 23. Oktober 1817. (Geſetz-Samml. S. 248.) 
zugewieſen find; doch findet in Betreff des Stimmrechts der $. 50. der 
Landdroſtei-Ordnung vom 25. September 1852. (Geſetz-Samml. des 
vormaligen Königreichs Hannover S. 354.) auf fie Anwendung. Soweit 
das Bedürfniß es erheiſcht, ſind neben den Regierungs⸗Bauräthen oder 
Ober⸗Bauinſpektoren techniſche Hülfsarbeiter (Land⸗, Wege, Waſſerbau⸗ 
meiſter) anzuſtellen. 


Die Generaldirektion des Waſſerbaues in Hannover wird aufgelöſt. Die 
bisher von derſelben nach der Verordnung, das Waſſerbauweſen betreffend, 
d. d. Monbrillant, den 1. September 1852. (Hannoverſche Geſetz Samml. 
©. 257.) ausgeübten Befugniſſe in Beziehung auf administrative und 
techniſche Behandlung der Waſſerbau⸗Angelegenheiten gehen, 0 
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1 410 


Domanial⸗Waſſerbauten betrifft, auf die Finanzdirek on in Hannover, 
was die übrigen Staats⸗Waſſerbauten, ſowie die Intereſſenten⸗Waſſer⸗ 
bauten betrifft, mit Ausnahme der durch Meinen Erlaß vom 15. April 
1868. dem Oberpräſidenten der Provinz Sachſen überwieſenen Ver⸗ 
waltung der zur Provinz Hannover gehörigen Stromſtrecken der Elbe 
bis gegen Harburg hin, und ſoweit ſolche Befugniſſe nicht inſtruktions⸗ 
mäßig dem Oberpräſidenten der Provinz Hannover zuſtehen, auf die 


Landdroſteien über. 
4) Die ſämmtlichen Kreis- und Lokal⸗Baubeamten find in disziplinariſcher 
Beziehung zunächſt den Landdroſteien und mit den bei dieſen angeſtellten 
höheren Baubeamten in höherer Inſtanz ausſchließlich dem Miniſter für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten untergeordnet. N 
5) Der Erlaß der erforderlichen Anordnungen zur Ausführung der neuen 
Organiſation bleibt den betheiligten Miniſterien überlaſſen. Der Tag 
der Aufhebung der mit der neuen Organiſation eingehenden Verwaltungs⸗ 
ſtellen iſt ſeiner Zeit durch das Oberpräſidium bekannt zu machen. 


8 Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß 
zu bringen. 45 N f 
Berlin, den 27. September 1869. 


Wilhelm. 


i 5 Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. 


Zugleich für den Miniſter Zugleich für den Miniſter 
. . 5 des Innern. 5 a der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 


An die Miniſter der Finanzen, für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten, der geiſtlichen „Unter⸗ 
richts⸗ und Medizinal⸗ Angelegenheiten, für die 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten und des 
Innern. f 
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(Fr. 7550.) Allerhöchſter Erlaß vom 24. November 1869., betreffend die Verleihung der 
ſiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis⸗ 
Chauſſee von Ober⸗Schwedeldorf nach Möhlten im Kreiſe Glatz, Ne 
gierungsbezirks Breslau. i 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Kreis⸗ 1 


Chauſſee von Ober⸗Schwedeldorf nach Möhlten im Kreiſe Glatz, Regierungs- 
bezirks Breslau, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Glatz das 
Erpropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, im⸗ 
gleichen das Recht zur Entnahme der Chauffeebau- und Unterhaltungs⸗Mate⸗ 
rialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchrif⸗ 
ten, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich dem genannten Kreiſe gegen 
Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht 
zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗ 
Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben 
enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung 
betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗ 
Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die 
dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen 
e Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung 
ommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen . 


Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 24. November 1869. 


Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz Sad ha e : 


An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. N 


(Nr. 7551.) 


. 
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(Fr. 7551.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis- Obligationen 
des Angerburger Kreiſes im Betrage von 20,000 Thalern, zweite Emiffion. 
Vom 13. November 1869. re 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen d. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Angerburger Kreiſes auf dem Kreis⸗ 
tage vom 14. November 1867. beſchloſſen worden, die zur Ausführung des vom 
Kreiſe beſchloſſenen Baues einer Kreis⸗Chauſſee von Angerburg zur Lötzener Kreis⸗ 
grenze erforderlichen Mittel bis auf Höhe von 98,600 Thalern im Wege einer 
Anleihe zu beſchaffen, und nachdem die durch Privilegium vom 2. März 1868. 
(Geſetz⸗Samml. für 1868. S. 335.) genehmigte Anleihe von 41,000 Thalern 
erſchöpft iſt, wollen Wir auf den Antrag der Kreis⸗Finanzkommiſſion: zur Voll⸗ 
endung des Baues auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Sei⸗ 
tens der Gläubiger unkündbare Obligationen zu dem weiteren Betrage von 
20,000 Thalern ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der 
Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemäßheit 
des F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen 
zum Betrage von 20,000 Thalern, in Buchſtaben: zwanzig Tauſend Thalern, 
welche in folgenden Apoints: 

2,500 Thaler a 00 Thaler, 
* 5 00 z 


5,000 

7,500 2, 100. 
2500.23 2 40% 
2700 


Summa 20,000 Thaler, 8 
nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
Folgeordnung jährlich, vom Jahre 1871. ab, mit wenigſtens jährlich Einem 


Prozent des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuld⸗ 


verſchreibungen, zu amortiſiren ſind, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere 


landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder 


Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Ueber⸗ 
tragung des Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Das gegenwärtige Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen 
eine Gewährleiſtung Seitens des Staates nicht übernommen wird, iſt durch die 
Geſetz-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 5 

Gegeben Berlin, den 13. November 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. 
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Provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 
Obligation 
des 


) Rtettea 
zweite Emiſſion 


über 


ER Thaler Preußiſch Kurant. 


Auf Grund des unterm 2. März 1868. genehmigten Kreistagsbeſchluſſes vom 

14. November 1867. wegen Ausbaues einer Kreis⸗Chauſſee von Angerburg bis 
zur Lötzener Kreisgrenze und der Allerhöchſten Genehmigung wegen Aufnahme 
einer neuen Schuld von 20,000 Thalern vom ten 18.. bekennt 
ſich die ſtändiſche Finanzkommiſſion des Angerburger Kreiſes Namens des Kreiſes 
durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläubigers unkündbare 
Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld vonn Thalern Preußiſch Kurant, 
Mn den Kreis kontrahirt worden und mit fünf Prozent jährlich zu ver⸗ 
zinſen iſt. 

Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 20,000 Thalern geſchieht 
vom Jahre 1871. ab allmälig innerhalb eines Zeitraums von 37 Jahren aus 
einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von wenigſtens Einem Prozent 
jährlich, unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuldverſchreibungen. 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1871. ab in dem 
Monate Juni jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, den 
ede durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche noch 
umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie die 
gekündigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 
Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung er⸗ 
folgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt vier, drei, 
zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der 
Königlichen Regierung zu Gumbinnen und durch den Königlichen Staatsanzeiger. 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli jeden Jahres, 
von heute an gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit 
jenem verzinſt. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße u 

gabe 


WD 


VVV . 
gsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 


gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehun 


bei der Kreis- ommunalkaſſe in Angerburg, und zwar auch in der nach dem 


Eintritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverfchrei- 
bung find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine 
zurückzuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. 

Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, 
vom Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen 
Zinſen, verjähren zu Gunſten des Kreiſes. : 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung Theil I. 
Titel 51. $. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Angerburg. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der ange⸗ 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zins kupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. HE 


Mit dieſer Schuldverſchreibung find ....... halbjährige Zinskupons bis 


zum Schluſſe des Jahres ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zins⸗ 


kupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. i 
Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kom⸗ 


munalkaſſe zu Angerburg gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie 


beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 


Kreis mit ſeinem Vermögen. 


Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterfchrift 
ertheilt. f „5 
Angerburg, den ten. 18. 


Die ſtaͤndiſche Finanzkommiſſion fuͤr den Bau der Chauſſee von 
i Angerburg bis zur Röbener Kreisgrenze. 


— u an I 
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Provinz preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 
ee 
u der f 


Kreis⸗Obligation des Angerburger Kreiſes 
zweite Emiſſion 
Litir. r. Ne ee 
Nubert Thaler 10 fünf Prozent Zinſen 


üb 
N Thaler Silbergroſchen. 
Der Inhaber 9 en empfängt gegen deſſen Rückgabe in der 


Zeit vom enn. bis reſp. vom n bs 
11 ſpäterhin die Zinſen 15 boibenannten Kreis⸗ Obligation 5 das Halbjahr 
RER bis . . . .. . mit (m Buchſtaben ). a en Silber 
len bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe zu 5 
Angerburg, den ern.. 18 


Die ſtaͤndiſche Finanzkommiſſion für d m Bau der Chauſſee bon 
Angerburg zur Lötzener Kreisgrenze. 


Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 
der Fälligkeit, vom Schluſſe des e 


9 Äy D 
En. 
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Provinz Preußen, Regierungsbezirk Sumbinnen. 


„„ 
dir AUE 
Kreis⸗Obligation des Angerburger Kreiſes 


zweite Emiſſion. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der Obll⸗ | 
gation des Angerburger Kreiſes = 


Latte a über Thaler à fünf Prozent Zinſen 


die ..t Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18. bis 18.. bei der Kreis⸗ 
N Kommunalkaſſe zu Angerburg. 4 


Angerburg, den en 18%; 
Die ſtändiſche Finanzkommiſſion für den Bau der Chauſſee von 
en zur Loͤtzener Kreisgrenze. 


(Nr. 7552) 


ö 


5 


F 
. 


F 


— 185 — / 
(Nr. 7552.) Allerhöchſter Erlaß vom 1. Dezember 1869., betreffend den Erwerb bepfand⸗ 


briefter, zur Subhaſtation geſtellter Güter durch die landſchaftlichen Kredit⸗ 
N Inſtitute in den ſechs öſtlichen Provinzen der Monarchie. 


uf Ihren Bericht vom 21. November d. J. will Ich gemäß $. 83. Thl. II. 
Titel 6. Allgemeinen Landrechts allen landf chaftlichen Kredit- Inſtituten in 
den ſechs öſtlichen Provinzen der Monarchie welche eine ſolche Befugniß nicht 
bereits ſtatutenmäßig beſitzen, hierdurch die Ermächtigung ertheilen, in jedem Falle, 
wo ein mit Pfandbriefen des betreffenden Kredit⸗Inſtitutes belaſtetes Gut zur 
Subhaſtation geſtellt iſt, als Mitbieter aufzutreten und nöthigen Falles das Gut 
zu erwerben. 5 

Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 1. Dezember 1869. 5 
Wilhelm. 


5 Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
An den Miniſter des Innern und den Juſtizminiſter. 


(Nr. 7553.) Konzeſſions⸗ und Beſtätigungs⸗Urkunde für die Niederſchleſiſche Zweigbahn⸗ 
geſellſchaft, betreffend den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Sagan 
nach Sorau und einen Nachtrag zu ihrem Geſellſchaftsſtatut. Vom 
6. Dezember 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König. von Preußen 2. 


„Nachdem die Niederſchleſiſche Zweigbahngeſellſchaft auf Grund der Be- 
ſchlüſſe der Generalverſammlung ihrer Aktionaire vom 8. Februar 1869, durch 
ihre Direktion darauf angetragen hat, ihr die Ausdehnung ihres Unternehmens 
durch Anlage einer Eiſenbahn von Sagan nach Sorau zu geſtatten und den 
anliegenden Nachtrag zu ihrem Geſellſchaftsſtatute zu beſtätigen, wollen Wir, 
unter Beſtätigung dieſes Nachtrages, der genannten Geſellſchaft zum Bau und 
Betriebe der gedachten Eiſenbahn Unſere Genehmigung hiermit ertheilen. 

Die gegenwärtige Urkunde iſt nebſt dem Statutnachtrage durch die Geſetz⸗ 
Sammlung bekannt zu machen. 

„Ukkundlich unter Anſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 6. Dezember 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 
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Vierter Nachtrag 
zu | 


dem am 8. November 1844. Allerhoͤchſt beſtaͤtigten Statut der 
Niederſchleſiſchen Zweigbahngeſellſchaft. 


H. K. 
Das Unternehmen der Niederſchleſiſchen Zweigbahngeſellſchaft wird auf den 
Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Sagan nach Sorau zum Anſchluß an 
die Königlich Niederſchleſiſch⸗Märkiſche und die Halle⸗Sorauer Eiſenbahn aus⸗ 
gedehnt. > 


Die ſpezielle Richtung der neuen Eiſenbahn wird von dem Königlichen 
Handelsminiſterium feſtgeſtellt. Von den feſtgeſtellten Bauplänen darf nur unter 
beſonderer Genehmigung des Handelsminiſteriums abgewichen werden. Der 
Genehmigung deſſelben unterliegen auch die ſpeziellen Projekte zu ſämmtlichen 
Bauten der gedachten Bahn. = 


Die Eiſenbahn von Sagan nach Sorau bildet einen integrirenden Theil 
des Niederſchleſiſchen Zweigbahn⸗Unternehmens und es finden auf dieſelbe alle 
Beſtimmungen der Allerhöchſt beſtätigten reſp. abgeänderten Geſellſchaftsſtatuten 
mit den nachfolgenden Zuſätzen Anwendung: a 

a) Zur Ausführung der Beſtimmungen über die Benutzung der Eiſenbahnen 
zu militairiſchen Zwecken (Geſetz Samml. 1843. S. 373.) iſt die Gefell- l 
ſchaft ſowohl rückſichtlich der neuen Bahnſtrecke, als auch verglich der 
Stammbahn verpflichtet, dem Reglement vom 1. Mai 1861. eziehungs⸗ 
weiſe dem Bundesreglement vom 18. Juli 1868. für die Beförderung 
von Truppen, Militaireffekten und ſonſtigen Militairbedürfniſſen au 
den Staatsbahnen und den unter Staatsverwaltung ſtehenden Privat⸗ 
Eiſenbahnen, nebſt den hierzu bereits ergangenen und etwa noch zu 
erlaſſenden ergänzenden und erläuternden Vorſchriften, ferner den Beſtim. 
mungen des Reglements vom 1. Mai 1861., betreffend die Organiſation 
des Transports größerer Truppenmaſſen auf den Eiſenbahnen und der 

Inſtruktion von demſelben Datum für den Transport der Truppen und 

des Armee-Materials auf den Eiſenbahnen, ſowie den künftigen Abände⸗ 
rungen und Ergänzungen dieſes Reglements ſich zu unterwerfen. 

b) Zu Gunſten der Poſt iſt die Geſellſchaft bezüglich der neuen Bahnſtrecke 


2 


zu gleichen Leiſtungen verpflichtet, wie ſolche ihr bezüglich der Stamm⸗ 
bahn obliegen. a 
e) Im Verhältniß zur Bundes Telegraphenverwaltung gelten ſowohl rück⸗ 
ſichtlich der neuen Bahnſtrecke als auch der Stammbahn die die Ver 
pflichtungen der Eiſenbahnverwaltungen im Intereſſe der Bundes ⸗Tele⸗ 
graphenverwaltung betreffenden Beſtimmungen des Beſchluſſes des Bun⸗ 
desrathes des Norddeutſchen Bundes vom 21. Dezember 1868. 
d) Die Geſellſchaft hat den Anordnungen, welche wegen polizeilicher Be⸗ 
aufſichtigung der beim Eiſenbahnbau beſchäftigten Arbeiter getroffen 
werden, nachzukommen und die aus dieſen Anordnungen erwachſenden 
Ausgaben, insbeſondere auch die durch die etwaige Anſtellung eines 
beſonderen Polizei⸗Aufſichtsperſonals entſtehenden Koſten zu tragen. Sie 
iſt verpflichtet, die nöthigen Zuſchüſſe zu der in Gemäßheit des Geſetzes 
vom 21. Dezember 1846. für die Bauarbeiter einzurichtenden Kranken⸗ 
kaſſe zu leiſten. a 
Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, für ihre Beamten Penſions⸗ und Wittwen⸗ 
Verpflegungs⸗Kaſſen auch ferner beſtehen zu laſſen, zu dieſen Kaſſen die 
erforderlichen Beiträge zu leiſten und zur Anterſtützung ihrer Arbeiter 
angemeſſene Summen zu verwenden. Dabei ſind für die Beamten, deren 
Familien und für die Arbeiter thunlichſt eben ſo günſtige Normen auf⸗ 
zuſtellen, wie ſie in dem Reglement für die betreffenden Kaſſen der 
Staats⸗Eiſenbahnen enthalten ſind. f 
Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, die von ihr anzuſtellenden Bahnwärter, 
Schaffner und ſonſtigen Unterbeamten, mit Ausnahme der einer tech⸗ 
niſchen Vorbildung bedürfenden, vorzugsweiſe aus den Königlich Preu⸗ 
öbßiſchen Militair⸗Anwärtern, ſoweit dieſelben das 35fte Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben, zu wählen. N 


E 
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der Erweiterung und Verbeſſerung der baulichen Anlagen und der Vermehrung 
der Betriebsmittel der Niederſchleſiſchen Zweigbahn erforderliche Kapital, ein⸗ 
ſchließlich der Verzinſung deſſelben während der Bauzeit, wird auf neunhundert 
und funfzig Tauſend Thaler feſtgeſetzt. 


. §. 5. 

Die Beſchaffung dieſes Kapitals erfolgt durch Ausgabe von fünfprozen⸗ 

tigen Prioritäts⸗Obligationen Littr. D. zum Geſammt⸗Nominalbetrage von neun⸗ 

hundert und funfzig Tauſend Thalern. i = 

Die Bedingungen, unter denen die Kreirung und Emiſſion dieſer Obliga⸗ 
tionen erfolgt, werden durch ein beſonderes Allerhöchſtes Privilegium feſtgeſetzt. 


$. 6. 
Bis zum Ablauf desjenigen Kalenderjahres „in welchem die Bahn von 
(Ar. 7558.) 159 : Sa⸗ 


zes. 


Sagan nach Sorau dem Betriebe übergeben iſt, erfolgt die Verzinſung der 
Prioritäts⸗ Obligationen (§. 5.) aus dem Baufonds, ſpäter aus den Betriebs⸗ 
Einnahmen. 4 


T | 


5 Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, die Bahn von Sagan nach Sorau binnen 
längſtens Wan Jahren, von Ertheilung der Konzeſſion an gerechnet, zu vollenden 
und dem Betriebe zu übergeben. 


$. 8. 

Von dem auf die Eröffnung des Betriebes auf der Eiſenbahn von Sagan 
nach Sorau folgenden 1. Januar treten an Stelle der im §. 5. des Statuts enthal⸗ 
tenen Vorſchriften über die Bildung eines Reſervefonds folgende Beſtimmungen: 

Der Reſervefonds, zur Deckung der in außerordentlichen Fällen nöthigen 
Ausgaben beſtimmt, iſt auf den Betrag von 52,000 Rthlr. zu bringen und in 
dieſer Höhe ſo lange zu erhalten, bis von den Geſellſchaftsvorſtänden mit Ge⸗ 
nehmigung des Handelsminiſters eine weitere Erhöhung beſchloſſen wird. Im 
Falle einer Verminderung erfolgt die Ergänzung durch Zuſchüſſe aus den Betriebs- 
Einnahmen, die von den Geſellſchaftsvorſtänden nach Bedürfniß feſtgeſetzt werden, 
aber pro anno nicht weniger als 25 Prozent des Anlagekapitals des geſammten 
Unternehmens betragen dürfen. So lange der Reſervefonds in voller Höhe vor⸗ 
handen iſt, fließen die Zinſen deſſelben in die Betriebskaſſe. 

Zur Beſtreitung der Koſten des Erſatzes und der Beſchaffung aller, gemäß 
Vereinbarung mit der Staats⸗Aufſichtsbehörde als Erneuerungen ſeither feſt⸗ 
geſetzten, oder in Zukunft feſtzuſetzenden Gegenſtände des Oberbaues, der Loko: 
motiven, Tender und Wagen, ſowie von Lokomotiven, Tendern und Wagen ſelbſt 


iſt der Erneuerungsfonds beftimmt; von der Direktion iſt mit Genehmigung des 4 


Handelsminiſters ein Regulativ zu entwerfen, welches die zur Ergänzung des 
Erneuerungsfonds nothwendigen und nach Verhältniß der Abnutzung der Bau⸗ 
werke, des Oberbaues und der Betriebsmittel periodenweiſe zu bemeſſenden Rück⸗ 
lagen aus den Betriebseinnahmen feſtſtellt. Außerdem werden dem Erneuerungs⸗ 
fonds die Einnahmen aus dem Verkaufe alter Materialien des Oberbaues und der 
Betriebsmittel überwieſen. 3 


(Nr. 7554.) 


(Nr. 7554.) Privilegium wegen Ausgabe von 950,000 Thalern Prioritäts⸗Obligationen 
der Niederſchleſiſchen Zweigbahngeſellſchaft. Vom 6. Dezember 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen z. 


Nachdem von Seiten der Direktion der Niederſchleſiſchen Zweigbahn⸗ 
Geſellſchaft auf Grund des von der Generalverſammlung ihrer Aktionaire vom 
8. Februar 1869. gefaßten Beſchluſſes darauf angetragen worden iſt, zur Her⸗ 
ſtellung einer Eiſenbahn von Sagan nach Sorau und zur Ausrüſtung derſelben 
mit Betriebsmitteln, ſowie zur Erweiterung und Verbeſſerung der baulichen An⸗ 
lagen des Stammunternehmens ihr die Aufnahme einer Anleihe von neunhundert 
funfzig Tauſend Thalern gegen Ausſtellung auf den Inhaber lautender und mit 
Zinskupons verſehener Prioritäts⸗Obligationen zu geſtatten, wollen Wir in Ge⸗ 
mäßheit des F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. (Geſ. Samml. S. 75.) 
durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung zur Emiſſton 
der gedachten Obligationen unter den folgenden Bedingungen ertheilen. 


unter Nr. 1201. bis 4700. zum Betrage von 350,000 Rthlr. ausgefertigt und 


von drei Mitgliedern der Direktion und dem Rendanten der Geſellſchaft unter- 
zeichnet. N 


§. 2. 

„Die Inhaber der zu emittirenden Obligationen ſind auf Höhe der darin 
verſchriebenen Kapitalbeträge und der dafür nach $. 3. zu zahlenden Zinſen Gläu⸗ 
biger der Niederſchleſiſchen Zweigbahngeſellſchaft. Sie haben in dieſer Eigen⸗ 
ſchaft vor den Inhabern der Stammaktien ein unbedingtes Vorzugsrecht. 

Den Inhabern der auf Grund des Privilegiums vom 12. Juni 1846. 
emittirten Prioritäts⸗Obligationen Littr. A. und B. im Betrage von 500,000 Rthlr. 
und der auf Grund des Privilegiums vom 31. Januar 1857. emittirten Priori⸗ 
täts⸗Obligationen Littr. C. im Betrage von 500,000 Rthlr. verbleibt dagegen 
in Anſehung des übrigen Geſellſchaftsvermögens das denſelben verſchriebene Vor⸗ 


zugsrecht. 


§. 85 
Die Obligationen werden mit fünf Prozent jährlich verzinſt. Zur Erhe⸗ 
bung dieſer Zinſen werden den Obligationen zunächſt für zehn Jahre 20 halb⸗ 
jährige, am 2. Januar und 1. Juli der betreffenden Jahre zahlbare Zinskupons 
Nr. 1. bis 20. nebſt Talons nach dem sub B. beigefügten Schema beige 
(Nr. 7554.) eim 
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Beim Ablaufe diefer und jeder folgenden zehnjährigen Periode werden nach 


vorgängiger öffentlicher Bekanntmachung neue Zinskupons für anderweite zehn 
Jahre ausgereicht. Die Ausreichung erfolgt an den Präſentanten des Talons, 
durch deſſen Rückgabe zugleich über den Empfang der neuen Serie Zinskupons 
nebſt Talons quittirt wird, ſofern nicht vorher dagegen von dem Inhaber der 
a bei der Direktion der Geſellſchaft ſchriftlich Widerſpruch erhoben wor⸗ 
en iſt. 

Im Falle eines ſolchen Widerſpruchs erfolgt die Ausreichung einer neuen 
Serie Zinskupons nebſt Talon an den Inhaber der Obligation. 


K. 4. 


Die Anſprüche auf Zinsvergütung erlöſchen und die Zinskupons werden 
ungültig und werthlos, wenn dieſe nicht binnen vier Jahren nach der Verfallzeit 
zur Zahlung präſentirt werden. 


S. 5. BE? 

Die Verzinſung der Obligationen hört an dem Tage auf, an welchem fie 

zur Zurückzahlung fällig ſind. Wird dieſe in Empfang genommen, ſo müſſen 

zugleich die ausgereichten Zinskupons, welche ſpäter als an jenem Tage verfallen, 

mit der fälligen Obligation eingereicht werden; geſchieht dies nicht, fo wird der 

Betrag der fehlenden Zinskupons von dem Kapital gekürzt und zur Einlöſung 
dieſer Kupons verwendet. 5 


$. 6. 

Zur allmäligen Tilgung der Schuld wird vom Jahre 1874. ab jährlich 
ein halbes Prozent von dem geſammten Nominalbetrage derſelben nebſt dem 
Betrage der durch die bereits getilgten Obligationen entſtehenden Zinserſparniß 
verwendet. Außerdem ſteht der Geſellſchaft eine allgemeine Kündigung der Obli⸗ 
gationen mit Genehmigung Unſeres Handelsminiſters zu. 

Die Nummern der in einem jeden Jahre zu amortiſirenden Obligationen 
werden alljährlich durch das Loos beſtimmt. Die Auslooſung geſchieht Seitens 
der Direktion mit Zuziehung eines das Protokoll führenden Notars in einem 
vierzehn Tage zuvor einmal öffentlich bekannt gemachten Termine, zu welchem 
Jedermann der Zutritt freiſteht. 

Die Bekanntmachung der ausgelooſten Obligationen, ſowie einer allgemeinen 
Kündigung derſelben erfolgt durch dreimalige Einrückung in die öffentlichen Blätter 
($. 11.). Die erſte Einrückung muß mindeſtens drei Monate vor dem beſtimm⸗ 
ten Zahlungstermin ſtattfinden. Die Einlöſung der ausgelooſten Obligationen 
asc ez am 1. Juli jeden Jahres, die Einlöſung der gekündigten Obligationen 
ann ſowohl am 2. Januar als am 1. Juli jeden Jahres ſtattfinden. Die 


Rückzahlung erfolgt in beiden Fällen nach dem Nennwerthe gegen Auslieferung 
der Obligation an den Präſentanten. Die im Wege des Tilgungsverfahren? 
eingelöſten Obligationen werden unter Beobachtung der oben wegen der Aus. 
looſung vorgeſchriebenen Form verbrannt. Diejenigen, welche im Wege der 


Kün⸗ 
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Kündigung oder der Rückforderung ($. 9.) eingelöſt werden, kann die Geſellſchaft 
wieder ausgeben. 


Ueber die Ausführung der Tilgung wird dem betreffenden Eiſenbahn⸗ 
Kommiſſariate alljährlich Nachweis geführt. 


F. F. 

Sollen angeblich verlorene oder vernichtete Obligationen mortiftzirt werden, 
ſo wird ein gerichtliches Aufgebot nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen 
erlaſſen. Für dergeſtalt mortifizirte, ſowie auch für zerriſſene oder ſonſt unbrauch⸗ 
bar gewordene, an die Geſellſchaft zurückgelieferte und gänzlich zu kaſſirende 


Obligationen werden neue dergleichen ausgefertigt. 


$. 8. 
Die Nummern der zur Zurückzahlung fälligen, nicht zur Einlöſung vor⸗ 


9. 

Außer dem im $. 6. gedachten Falle ſind die Inhaber der Obligationen 
berechtigt, deren Nennwerth in folgenden Fällen von der Geſellſchaft zurück⸗ 
zufordern: a 

a) wenn fällige Zinskupons, ungeachtet ſolche zur Einlöſung präſentirt wor⸗ 
den, länger als drei Monate unberichtigt bleiben; 

b) wenn der Transportbetrieb auf der Niederſchleſiſchen Zweigbahn mit 
Dampfwagen oder mit anderen, dieſelben erſetzenden Maſchinen durch 
Schuld der Geſellſchaft länger als ſechs Monate ganz aufhört / 

e) wenn die im F. 6. feſtgeſetzte Tilgung der Obligationen nicht inne ge⸗ 
halten wird. f 

In den Fällen zu a. und b. kann das Kapital an demſelben Tage, wo 
einer dieſer Fälle eintritt, zurückgefordert werden, in dem Falle zu e. iſt dagegen 
eine dreimonatliche Kündigungsfriſt zu beobachten. 

Das Recht der Zurückforderung dauert in dem Falle zu a. bis zur Bes 


ö en des betreffenden Zinskupons, in dem Falle zu b. bis zur Wiederherſtellung 


es unterbrochenen Transportbetrie es, das Recht der Kündigung in dem Falle 
zu c. drei Monate von dem Tage ab, an welchem die Tilgung der Obligationen 
hätte erfolgen ſollen. Die A verliert indeffen ihre rechtliche Wirkung, 
wenn die Geſellſchaft die nicht eingehaltene Amortiſation nachholt und zu dem 
Ende binnen längſtens drei Monaten nach erfolgter Kündigung die Auslooſung 
der zu amortiſirenden Prioritäts⸗Obligationen nachträglich bewirkt. 

(Nr. 7554.) f §. 10. 
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; a 3 
Zur Sicherung der Verzinſung und Tilgung der Schuld wird feſtgeſetzt 
und verordnet: 
a) die vorgeſchriebene Verzinſung und Tilgung der Obligationen geht der 
Zahlung der Dividende an die Aktionaire der Geſellſchaft vor; 

b) bis zur Tilgung der Obligationen darf die Geſellſchaft keine zur Eiſen⸗ 
bahn und zu den Bahnhöfen erforderlichen Grundſtücke verkaufen, dies 
bezieht ſich jedoch nicht auf die außerhalb der Bahn und der Bahnhöfe 
befindlichen Grundſtücke, auch nicht auf ſolche, welche innerhalb der Bahn⸗ 
höfe etwa an den Staat oder an Gemeinden zur Errichtung von Poſt⸗, 
Telegraphen⸗, Polizei- oder ſteuerlichen Einrichtungen, oder welche zu 
Packhöfen oder Waaren⸗Niederlagen abgetreten werden möchten. Für 
den Fall, daß Unfere Gerichte einen Nachweis darüber erfordern ſollten, 
ob ein Grundſtück zur Eiſenbahn oder zu den Bahnhöfen erforderlich ſei 
oder nicht, genügt ein Atteſt des betreffenden Eiſenbahnkommiſſariats 
die Geſellſchaft darf weder Wrioritäts » Aktien oder Obligationen kreiren, 
noch neue Darlehne aufnehmen, es ſei denn, daß für die jetzt zu emit⸗ 
tirenden Obligationen das Vorzugsrecht ausdrücklich ſtipulirt werde , 

d) zur Sicherheit für das im $. 9. feſtgeſetzte Rückforderungsrecht it den 

Inhabern der Obligationen von der Niederſchleſiſchen Zweigbahngeſellſchaft 
das Geſellſchaftsvermögen verpfändet. f 
Die vorſtehend unter b. erlaſſene Beſtimmung ſoll ſich jedoch auf diejenigen 
Obligationen nicht beziehen, die, zur Rückzahlung fällig erklärt, nicht innerhalb 
5 Monaten nach Verfall zur Empfangnahme der Zahlung gehörig präſentirt 
werden. f 
Sch; 


Alle in dieſem Privilegium vorgeſchriebenen öffentlichen Bekanntmachungen 
müſſen in den Staatsanzeiger, in die Voſſiſche und die Schleſiſche Zeitung ein⸗ 
gerückt werden. Sollte eines dieſer Blätter eingehen, ſo genügt die Bekannt⸗ 
machung in den anderen benannten bis zur anderweitigen mit Genehmigung 
Unſeres Handelsminiſters zu treffenden Beſtimmung. 

$. 12. i 

Auf die Zahlung der Obligationen wie auch der Zinskupons kann kein 
Arreſt bei der Geſellſchaft angelegt werden. 1465 

Zu Urkund deſſen haben Wir das gegenwärtige Privilegium Allerhöchſt⸗ 
eigenhändig vollzogen und unter Unſerem Königlichen Inſiegel ausfertigen laſſen, 
ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befrie⸗ 
digung eine Gewährleiſtung von Seiten des Staats zu geben oder Rechten 
Dritter zu präjudiziren. 

Gegeben Berlin, den 6. Dezember 1869. 

(J. S.) Wilhelm. | 
Gr. v. Itzenplit. Leonhardt. Camphauſen. 
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Schema B. 


D ben 


Fuhaber empfang: gegen 135 a nach Maaßgabe des $. 3. des Pri⸗ 
vilegiums vom en een. .. in Glogau bei unſerer Geſellſchaftskaſſe 
die . „te Serie der Zinskupons 92 Si Obligation der Niederſchleſiſchen 
Zweigbahngeſellſchaft Eiter, De e e 


Glogau den 18176 


Die Direktion der n Zweigbahngeſellſchaft. 
(Stempel.) Ausgefertigt. 


ne Se an 
Serie M..... 


FE 


zur 
Prioritäts⸗Obligation der Niederſchleſiſchen Zweigbahngeſellſchaft 
Littr. D. ..... | 


ES Thaler ... .. Silbergroſchen hat Inhaber dieſes vom ........... 
ab in Glogau aus unſerer Geſellſchaftskaſſe zu erheben. 


Dieſer Zinskupon wird ungültig und werth- 
los, wenn er nicht binnen vier Jahren nach der 
Vekfallzeit zur Zahlung präſentirt wird. 


Glogau, den ken W —* r 18 
Die Direktion der Niederſchleſiſchen Zweigbahngeſellſchaft. 
(Stempel.) Ausgefertigt. 


(Nr. 7555.) 


(Nr. 7555.) Bekanntmachung betreffend die Allerhöchſte Genehmigung der unter der Firma: 5 
i »Alſtaden, Aktiengeſellſchaft für Bergbau« mit dem Sitze zu Düſſeldorf 
errichteten Aktiengeſellſchaft. Vom 11. Dezember 1869. 


Di Königs Majeftät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 4. d. Mts. die 
Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Alſtaden, Aktiengeſellſchaft 
für Bergbau“ mit dem Sitze zu Düſſeldorf, ſowie deren Statut vom 1. No⸗ 
vember 1869. zu genehmigen geruht. 


Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt der 
Königlichen Regierung zu Düffeldorf bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 11. Dezember 1869. 


Der Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und Öffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: 
Moſer. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
8 (. v. Decker). 
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